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Regeln für  

Arbeitsstätten 

Barrierefreie Gestaltung von 
Arbeitsstätten 

ASR V3a.2 

Die Technischen Regeln für Arbeitsstätten (ASR) geben den Stand der Technik, 

Arbeitsmedizin und Hygiene sowie sonstige gesicherte arbeitswissenschaftliche 

Erkenntnisse für das Einrichten und Betreiben von Arbeitsstätten wieder. 

Sie werden vom Ausschuss für Arbeitsstätten ermittelt bzw. angepasst und vom 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales im Gemeinsamen Ministerialblatt bekannt 

gemacht. 

Diese ASR V3a.2 konkretisiert im Rahmen des Anwendungsbereichs die Anforde-

rungen der Verordnung über Arbeitsstätten. Bei Einhaltung der Technischen Regeln 

kann der Arbeitgeber insoweit davon ausgehen, dass die entsprechenden Anforde-

rungen der Verordnung erfüllt sind. Wählt der Arbeitgeber eine andere Lösung, muss 

er damit mindestens die gleiche Sicherheit und den gleichen Gesundheitsschutz für 

die Beschäftigten erreichen.  
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Anhang A4.3: Ergänzende Anforderungen zur ASR A4.3 „Erste-Hilfe-Räume, 
Mittel und Einrichtungen zur Ersten Hilfe“ 
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Diese ASR V3a.2 wird fortlaufend ergänzt.  
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Anhang A1.2: Ergänzende Anforderungen zur ASR A1.2 „Raumab-

messungen und Bewegungsflächen“ 

zu 4 Allgemeines 

(1) Bei der Festlegung der Grundflächen von Arbeitsräumen sind die besonderen 

Belange von Beschäftigten mit Behinderungen so zu berücksichtigen, dass sie ohne 

Beeinträchtigung ihrer Sicherheit, ihrer Gesundheit oder ihres Wohlbefindens ihre 

Arbeit verrichten können. Je nach Auswirkung der Behinderung ist insbesondere auf 

Nutzbarkeit der Arbeitsräume zu achten. (ASR A1.2 Pkt. 4 Abs. 1) 

(2) Für die Ermittlung der Grundflächen und Höhen des notwendigen 

Bewegungsfreiraumes am Arbeitsplatz sind in Abhängigkeit von den individuellen 

Erfordernissen der Beschäftigten mit Behinderungen erforderlichenfalls weitere 

Zuschläge zu berücksichtigen, z. B. für individuelle Hilfsmittel wie Prothesen, 

Unterarmgehhilfen oder Sauerstoffgeräte. (ASR A1.2 Pkt. 4 Abs. 3) 

zu 5 Grundflächen von Arbeitsräumen 

(3) In Abhängigkeit von den individuellen Erfordernissen der Beschäftigten mit 

Behinderungen sind zusätzliche Flächen notwendig, z. B. für persönliche Assistenz, 

Assistenzhund (z. B. Blindenführhund), medizinische Hilfsmittel oder Elektrorollstuhl. 

(ASR A1.2 Pkt. 5 Abs. 1) 

(4) Für Rollatoren, Rollstühle oder Gehhilfen von Beschäftigten sind 

gegebenenfalls zusätzliche Stellflächen erforderlich, z. B. im Fall des Umsetzens 

vom Rollstuhl auf einen Arbeitsstuhl. Sofern Abstellplätze für Rollstühle außerhalb 

des Arbeitsraumes eingerichtet werden, z. B. im Eingangsbereich, ist für das 

Umsetzen von einem Außen- auf einen Innenrollstuhl eine Umsetzfläche von 

mindestens 1,50 m x 1,80 m notwendig. (ASR A1.2 Pkt. 5 Abs. 1)  

zu 5.1 Bewegungsflächen der Beschäftigten am Arbeitsplatz 

(5)  Wenn sich Beschäftigte am Arbeitsplatz von einem Rollstuhl auf einen 

Arbeitsstuhl umsetzen müssen, ist eine Bewegungsfläche von mindestens 1,50 m x 

1,50 m erforderlich. Die Bewegungsflächen für das Umsetzen dürfen sich mit 

zusätzlich notwendigen Flächen nach Absatz 3 und zusätzlichen Stellflächen nach 

Absatz 4 überlagern (siehe Abbildung 1). (ASR A1.2 Pkt. 5.1.1 Abs. 2)  
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Abb. 1: Mindestgröße der Bewegungsfläche für das Umsetzen am Arbeitsplatz 
(Maße in cm) 

(6) Für Beschäftigte, die einen Rollstuhl benutzen, muss die Bewegungsfläche bei 

Nichtunterfahrbarkeit von Ausrüstungs- und Ausstattungselementen mindestens 

1,50 m x 1,50 m und bei Unterfahrbarkeit mindestens 1,50 m x 1,20 m (siehe 

Abbildung 2) betragen. (ASR A1.2 Pkt. 5.1.2 )  

(7) Für nebeneinander angeordnete Arbeitsplätze gilt Absatz 6, sofern sich 

zwischen diesen Arbeitsplätzen Trennwände befinden. Sind Trennwände nicht 

vorhanden, reicht eine Breite der Bewegungsfläche von 1,20 m aus, wenn dabei die 

Erreichbarkeit des Arbeitsplatzes gewährleistet ist. (ASR A1.2 Pkt. 5.1.4)  

 
 
Abb. 2: Überlagerung von Stell- und Bewegungsflächen bei Unterfahrbarkeit 
von Ausrüstungs- und Ausstattungselementen (Maße in cm)  
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zu 5.2 Flächen für Verkehrswege 

(8) Ergänzende Anforderungen an Flächen für Verkehrswege sind im Anhang 

A1.8: Ergänzende Anforderungen zur ASR A1.8 „Verkehrswege“ und für Fluchtwege 

im Anhang A2.3: Ergänzende Anforderungen zur ASR A2.3 „Fluchtwege und 

Notausgänge, Flucht- und Rettungsplan“ enthalten. (ASR A1.2 Pkt. 5.2) 

 

Hinweis:  

Ergänzende Anforderungen an Flächen an Türen sind im Anhang A1.7: Ergänzende 

Anforderungen zur ASR A1.7 „Türen und Tore“ enthalten. 

zu 5.5 Flächen für Sicherheitsabstände 

(9) Für Beschäftigte, die einen Rollstuhl benutzen, muss zur Vermeidung von 

Ganzkörperquetschungen bei seitlicher Anfahrbarkeit der Sicherheitsabstand 

mindestens 0,90 m betragen. (ASR A1.2 Pkt. 5.5) 

  



28 
 

- Ausschuss für Arbeitsstätten – ASTA-Geschäftsführung – BAuA – www.baua.de - 

Anhang A4.3: Ergänzende Anforderungen zur ASR A4.3 „Erste-
Hilfe-Räume, Mittel und Einrichtungen zur Ersten Hilfe“ 

(1) Beim Einrichten und Betreiben von Erste-Hilfe-Räumen und bei der Ausstattung 

der Arbeitsstätte mit Mitteln und Einrichtungen zur Ersten Hilfe sind die besonderen 

Belange von Beschäftigten mit Behinderungen zu berücksichtigen. 

Hinweis: 

Ist im Rahmen der Organisation der Ersten Hilfe oder im Ergebnis der 

Gefährdungsbeurteilung festgelegt worden, dass Beschäftigte mit Behinderungen 

Aufgaben der Ersten Hilfe übernehmen, müssen die Mittel und Einrichtungen zur 

Ersten Hilfe durch sie wahrnehmbar, erkennbar, erreichbar und benutzbar sein. 

(2) Bei der Verteilung und Anbringung der Verbandkästen innerhalb der Arbeitsstätte 

sind im Rahmen der Organisation der Ersten Hilfe die besonderen Belange von 

Beschäftigten mit Behinderungen zu berücksichtigen. 

Dies kann z. B. erreicht werden, indem: 

- für Beschäftigte, die einen Rollstuhl benutzen, die Anfahrbarkeit gegeben ist, 

- für Beschäftigte, die einen Rollstuhl benutzen und für kleinwüchsige 

Beschäftigte die Benutzung der Verbandkästen in einer Höhe von 0,85 m bis 

1,05 m möglich ist oder 

- für Beschäftigte mit einer Geh- oder Sehbehinderung ein zusätzlicher 

Verbandkasten an ihrem Arbeitsplatz bereitgestellt wird. 

(ASR A4.3 Punkt 4 Abs. 3 und 4) 

(3) Meldeeinrichtungen müssen für Beschäftigte mit Behinderungen 

wahrnehmbar, erkennbar, erreichbar und nutzbar sein. Dies kann z. B. durch 

nachfolgend aufgeführte Maßnahmen erreicht werden. 

- Wahrnehmbarkeit und Erkennbarkeit der Meldeeinrichtungen sind 

gegeben, wenn sie für Beschäftigte mit Sehbehinderung visuell 

kontrastierend und für blinde Beschäftigte taktil erfassbar gestaltet sind. 

- Erreichbarkeit der Meldeeinrichtungen ist für Beschäftigte, die einen 

Rollstuhl benutzen, gegeben, wenn die Anfahrbarkeit gewährleistet ist. 

- Erreichbarkeit der Bedienelemente der Meldeeinrichtungen (wandmontiert 

oder Rufsäulen) ist gegeben, wenn sie für kleinwüchsige Beschäftigte und für 

Beschäftigte, die einen Rollstuhl benutzen, in einer Höhe von 0,85 m bis 

1,05 m angeordnet sind. 

- Bei der Nutzung von Meldeeinrichtungen sind die Belange der Beschäftigten 

mit Behinderungen so zu berücksichtigen, dass der Notruf verständlich 

übermittelt werden kann. Dies kann z. B. erreicht werden, indem 

o Beschäftigte mit Sprach- oder Hörbehinderung einen vorgefertigten 

Notruf absetzen können (z. B. Telefon mit Notrufeinrichtung, Notfallfax),  

o Beschäftigte, deren Hand-Arm-Motorik eingeschränkt ist, die 

Meldeeinrichtungen benutzen können, z. B. mit Sprachsteuerung, oder 
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o Beschäftigte mit Sehbehinderung und blinde Beschäftigte ein Telefon 

mit Notruftaste nutzen können. 

(ASR A4.3 Punkt 5.1) 

(4) Für Beschäftigte, die einen Rollstuhl benutzen, ist für den Zugang zum Erste-

Hilfe-Raum eine lichte Durchgangsbreite der Tür gemäß Absatz 3 Anhang A1.7: 

Ergänzende Anforderungen zur ASR A1.7 „Türen und Tore“ zu gewährleisten. 

Schrägrampen zum Ausgleich von Höhenunterschieden sind gemäß 

Absatz 3 Anhang A1.8: Ergänzende Anforderungen zur ASR A1.8 „Verkehrswege“ zu 

gestalten. (ASR A4.3 Punkt 6.1 Abs. 5) 

  


